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Themenfeld  

Verkehrsplanung auf Klimaschutz ausrichten 

Maßnahme   

Landesweit wirksame Klimamobilitätspläne und Aktionspläne für Mobilität, Klima- und 
Lärmschutz 

Hauptinstrument   

Anreizwirkung des Klimabonus im Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

Beschreibung der Maßnahme   

Die Klimaschutzziele im Verkehr erfordern in Kommunen eine strategische, ganzheitliche 
und klimaschutzorientierte Verkehrsplanung – analog zur klimaschutzorientierten 
kommunalen Wärmeplanung – und zwar im ganzen Land. Für diese notwendige 
Planungsgrundlage schaffen Klimamobilitätspläne einen partizipativen Handlungsrahmen 
und etablieren wichtige Strukturen und Prozesse angelehnt an das SUMP-Konzept 
(Sustainable Urban Mobility Plan). Dabei integrieren Klimamobilitätspläne relevante lokale 
Planwerke im Bereich Mobilität und Klimaschutz und ermöglichen Synergieeffekten sowohl 
im Bearbeitungsprozess als auch bei den Planinhalten.  

Klimamobilitätspläne berücksichtigen Chancen und Herausforderungen der lokalen 
Verkehrssituation und kombinieren unter Anwendung eines Verkehrsmodells verschiedene 
Maßnahmen zu einem passgenauen und effektiven Maßnahmenpaket. Als zentraler Beitrag 
zur Verkehrswende sollen sich bis 2030 landesweit Klimamobilitätspläne in der Umsetzung 
befinden und rund 80 Prozent der Bevölkerung in Baden-Württemberg abdecken. 

Gemeinden und Gemeindeverbände können Klimamobilitätspläne aufstellen. Das 
Instrument richtet sich vor allem an Landkreise, sowie große Städte und 
Zusammenschlüsse von Kommunen ab 50.000 Einwohner:innen. Für kleine Kommunen sind 
die einfacheren Aktionspläne für Mobilität, Klima- und Lärmschutz das richtige Instrument. 
Sie sind zudem mit der Lärmaktionsplanung verschränkt. Das Planungsgebiet eines 
Klimamobilitätsplans orientiert sich am verkehrlichen Verflechtungsraum. Die 
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Infrastrukturmaßnahmen eines Klimamobilitätsplans sind mit einem erhöhten Fördersatz 
von 75 Prozent statt 50 Prozent im Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (LGVFG) 
festgesetzt. 

Verkehrliche Wirkung   

Klimamobilitätspläne kombinieren verschiedene, an den lokalen Kontext angepasste Push- 
und Pull-Maßnahmen der Mobilitäts- und Antriebswende, mit dem die vorgegebenen CO2-
Einsparungen erreicht werden können. Die Maßnahmen führen zur Vermeidung und 
Verlagerung von Verkehren und fördern eine emissionsarme Mobilität. 

Klimaeffekt   

Durch die Umsetzung der in einem Klimamobilitätsplan festgelegten Maßnahmen werden 
THG-Emissionen eingespart. 

Mit den in einem Klimamobilitätsplan festgelegten Maßnahmen soll eine Kommune ihre 
Verkehrsemissionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent gegenüber 1990 (bzw. 2010) 
senken. Ziel für 2040 ist die Klimaneutralität. Dies entspricht den gesetzlichen Vorgaben des 
Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg. 

Bezüge zu anderen Maßnahmen   

Als übergeordnete Maßnahme haben Klimamobilitätspläne einen Bezug zu fast allen 
anderen Themenfeldern der Roadmap. 

Umsetzungsprozess   

In einer Pilotphase wurden Klimamobilitätspläne von sechs Modellkommunen erfolgreich 
erprobt. Weitere Kommunen wurden im Rahmen der Vorbereitungsförderung für 
Klimamobilitätspläne zur Erstellung eines Klimamobilitätsplans qualifiziert. 

Die Pilotphase für Klimamobilitätspläne ist abgeschlossen und ein Leitfaden zur Erstellung 
von Klimamobilitätspläne sowie Arbeitshilfen wurden veröffentlicht. Das Instrument wird 
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intensiv beworben. Zahlreiche Kommunen haben sich bereits auf den Weg gemacht einen 
Klimamobilitätsplan zu erstellen. 

Bis 2030 sollen sich landesweit Klimamobilitätspläne in der Umsetzung befinden, so dass 
80 Prozent der Bevölkerung in Baden-Württemberg abgedeckt sind. 

Landesaufgaben   

Das Land hat die gesetzlichen, haushälterischen und förderrechtlichen Voraussetzungen 
zur Unterstützung von Kommunen bei der Erstellung und Umsetzung von 
Klimamobilitätsplänen, z. B. im KlimaG BW (§28) und LGVFG (§4 Abs. 1).  

Das Ministerium für Verkehr steuert die landesweite Implementierung von 
Klimamobilitätsplänen sowie die strategische Weiterentwicklung des Instruments und legt 
Qualitätsstandards fest. Unter anderem wurde ein Handbuch für die Verkehrsmodellierung 
sowie ein Leitfaden für Klimamobilitätspläne entwickelt. 

Das Ministerium für Verkehr definiert Zuständigkeiten auf Landesebene, eröffnet neue 
Fördermöglichkeiten, initiiert Qualifizierungsangebote und sichert die Qualität, Quantität 
und institutionelle Verankerung der Klimamobilitätspläne.  

Im Kompetenznetz Klima Mobil der Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg (NVBW) 
und in den Regierungspräsidien baut das Ministerium für Verkehr Kapazitäten auf, um 
Kommunen bei der Erstellung und Umsetzung der Klimamobilitätspläne und Aktionspläne 
für Mobilität, Klima- und Lärmschutz zu beraten und begleiten. 

Rolle der Kommunen   

Die Kommunen haben die Verantwortung dafür, einen Klimamobilitätsplan bzw. einen 
Aktionsplan für Mobilität, Klima- und Lärmschutz unter Berücksichtigung der rechtlichen 
Vorgaben aufzustellen, Zuständigkeiten für die Planung und Umsetzung zu definieren, die 
Maßnahmen umzusetzen sowie das notwendige Personal bereitzustellen. 
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Kommunen sind dafür zuständig, Beratungs-, Unterstützungs- und Qualifizierungsangebote 
des Landes wahrzunehmen und Förderungen zu beantragen. Die im KlimaG 2023 
verankerten und vom Land finanzierten Koordinatorinnen und Koordinatoren für Mobilität 
und Klimaschutz der Landkreise beraten kreisangehörige Kommunen bzgl. ihres Beitrags 
zur Aufstellung und Umsetzung eines kreisweiten oder durch mehrere 
Gebietskörper¬schaften erstellten Klimamobilitätspläne und unterstützen bei der 
Erstellung von Aktionsplänen für Mobilität, Klima- und Lärmschutz . 

Forderungen an Bund und EU   

Der Bund soll Vorteile bei Vorlage eines SUMP bei Bundesförderungen einführen, förderliche 
rechtliche Rahmenbedingungen für SUMP schaffen sowie Klimamobilitätspläne als SUMP 
anerkennen. 

Der Bund soll Sach- und Personalmittel zur Erstellung und Umsetzung von SUMP fördern. 

Die EU soll ganzheitliche, urbane Mobilitätsplanung im Sinne der SUMP fördern und 
verbindliche Vorgaben zur SUMP-Erstellung in der EU machen. 

Wirtschaftliche Bewertung   

Die Unterstützungs- und Qualifizierungsangebote des Landes befähigen Kommunen zur 
Erstellung eines qualitativ hochwertigen Klimamobilitätsplans bzw. einem Aktionsplan für 
Mobilität, Klima- und Lärmschutz. Die Förderangebote erleichtern den Einstieg der 
Kommunen in die Planerstellung. Der Klimabonus dient als Anreiz für Investitionen der 
Kommunen. 

Die langfristige und strategische Ausrichtung von Klimamobilitätsplänen und Aktionsplänen 
für Mobilität, Klima- und Lärmschutz steigert die Effektivität von Klimaschutzbemühungen 
und erhöht die Effizienz der eingesetzten Mittel. Kommunen werden unterstützt, ihre 
Investitionen für den Klimaschutz zu priorisieren und die wirtschaftliche Effizienz der 
Verwaltung sicherzustellen. Darüber hinaus schafft die langfristige Planung 
Investitionssicherheit für Kommunen und Unternehmen vor Ort. 
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Für Privatpersonen und Unternehmen ist die Erstellung eines Klimamobilitätsplan bzw. 
eines Aktionsplan für Mobilität, Klima- und Lärmschutz kostenneutral. 

Soziale Dimension   

Ein Klimamobilitätsplan fokussiert die Reduktion von THG-Emissionen im Verkehr durch 
klimaschutzorientierte Maßnahmen. Damit verbunden sind die Förderung von 
umweltfreundlichen Verkehrsmitteln und klimafreundlicher Verkehre sowie der Rückgang 
umweltschädlicher Verkehre. 

Erfahrungen zeigen, dass die Umsetzung klimaschutzorientierter Maßnahmen im Verkehr 
überwiegend positive Wechselwirkungen hinsichtlich der lokalen Luftqualität, 
Lärmbelastung und der Verkehrssicherheit mit sich bringt und die soziale Teilhabe von 
Personengruppen ohne eigenen Pkw stärkt. Die Reduktion und Umnutzung von Flächen für 
den Straßenverkehr sowie die Stärkung der Nahmobilität beleben Straßenräume und 
Quartiere. Sie heben die trennende Wirkung von Verkehrsschneisen auf und schaffen Raum 
für soziale Begegnungen. Dadurch erhöht sich die Lebensqualität für alle 
Bevölkerungsgruppen und Quartiere werden sozial gestärkt. 

Die lokale Öffentlichkeit wird möglichst frühzeitig und fortlaufend bei der Aufstellung eines 
Klimamobilitätsplans beteiligt (KlimaG 2023), wodurch die Belange und Bedürfnisse 
verschiedener Gruppen berücksichtigt werden. 

Stadt – Land Unterschiede  

Klimamobilitätspläne sollen von Städten und kommunalen Zusammenschlüssen ab 50.000 
Einwohner:innen sowie Stadt- und Landkreisen aufgestellt werden. Somit betreffen 
Klimamobilitätspläne Stadt und Land gleichermaßen. Angepasst an Planungskapazitäten 
und Ressourcen kleinerer Kommunen sind Aktionspläne für Mobilität, Klima- und 
Lärmschutz ein Angebot für systematisches Handeln kleiner Gemeinden bis etwa 50.000 
Einwohner:innen. 

 




